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Einführung 

Es gehört zu den Eigenheiten einer neuen Technik, daß sich ihre 
Entwicklung in rascher Bewegung befindet. Die Gentechnik ist in die-
sem Punkt keine Ausnahme. Es steht zu erwarten, daß die Gentechnik 
in wenigen Jahren den hohen Stellenwert einer Schlüsseltechnologie 
einnehmen wird, vergleichbar etwa der Bedeutung, die die Mikroelek-
tronik heute hat. Mit der technischen Entwicklung einher geht die 
Ausgestaltung der rechtlichen Rahmenbedingungen, in die sich gentech-
nische Vorhaben einzufügen haben. Obwohl bestehende Regelwerke 
gerade erst um für die Gentechnik einschlägige Vorschriften ergänzt 
worden sind, ist die Rechtssetzung in diesem Bereich des technischen 
Sicherheitsrechts längst nicht abgeschlossen, sondern vielmehr im Um-
bruch begriffen. Angesichts der außerordentlichen Dynamik der gen-
technischen Entwicklung wird die Abwägung von Chancen und Risiken 
an immer neue Erkenntnisse angepaßt, werden die Prognosen über 
Ereigniswahrscheinlichkeiten laufend korrigiert!. Eigentlich noch gar 
nicht richtig etabliert, befindet sich das "Recht der Gentechnik" bereits 
im stürmischen Wandel. Mit enormer Eile hat die Bundesregierung ein 
Gesetzgebungsvorhaben vorangetrieben, durch das die Grundsätze der 
industriellen Nutzung der Gentechnik festgeschrieben werden sollen2• 

Das Inkrafttreten des neuen Gentechnikgesetzes ist bereits für den l. 
Juli 1990 vorgesehen3• Die weitere Ausformung der für die Praxis wich-
tigen Einzelheiten soll Rechtsverordnungen oder Verwaltungsvorschrif-
ten überlassen werden. Die Rechtsetzung wird infolgedessen auch nach 
dem Erlaß des sog. Stammgesetzes die Gentechnik vorerst bestimmen. 

Wenig Aufmerksamkeit wird indessen den geltenden Vorschriften 
des technischen Sicherheitsrechts und ihrer Anwendbarkeit auf gentech-
nische Vorhaben geschenkt. Kennzeichnend für die derzeitige Diskus-

! Vgl. Graf Vitzthum, Gentechnik und Grundgesetz, S. 198. 
2 Vgl. Bundesminister für Forschung und Technologie (Hrsg.), Genforschung -

Gentechnik, S. 59; Schuhert, Regelungsfragen der Biotechnologie, resilmiert bei 
Pohlmann, Regelungsprobleme, S. 150 ff., 154. Filr den Bereich der Humange-
netik, der im Rahmen dieser Untersuchung außer Betracht bleiben soll, hat der 
Gesetzgeber inzwischen ein Embryonenschutzgesetz verabschiedet (BT-Drs. 11/ 
5460). 

3 Vgl. Artikel 8 Gentechnikgesetz (s. unten Anhang 6). 
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sion über den Regelungsbedarf der Gentechnik und die Regelungsin-
halte eines Gentechnikgesetzes ist vielmehr die oftmals unreflektierte 
Behauptung, die bestehenden Regelungen seien als Rechtsgrundlagen 
für die Nutzung der Gentechnik unzureichend4• Die Anwendung der 
Gentechnik sei allein der Regelung durch unverbindliche Richtlinien 
unterworfen, was der Bedeutung der Gentechnik nicht gerecht werdes. 
Hierbei wird zum einen der faktische Verbindlichkeitsanspruch norm-
konkretisierender Richtlinien, Empfehlungen und anderer technischer 
Regeln verkannt6• Zum anderen wird zumeist nicht berücksichtigt, daß 
- soweit nicht bereits gentechnikspezifische Vorschriften existieren -
mittels einer "kreativen Interpretation" bestehende Regelungen des 
technischen Sicherheitsrechts auf die Gentechnik angewendet werden 
können7• 

Beispielhaft für die Bejahung eines Regelungsdefizits kann der Be-
schluß des Hessischen Verwaltungsgerichtshofes vom 6.11.19898 angese-
hen werden. Im Verfahren des einstweiligen Rechtsschutzes hatte der 
Hess. VGH entschieden, daß es eine hinreichende Rechtsgrundlage für 
die Errichtung und den Betrieb gentechnischer Anlagen nicht gebe. 
Infolge des besonderen Gefahrenpotentials der Gentechnik dürften 
gentechnische Anlagen solange nicht errichtet und betrieben werden, 
bis eine nur vom Gesetzgeber zu treffende Grundentscheidung für die 
Nutzung der Gentechnik vorhanden sei. Wenngleich der Beschluß un-
mittelbare Wirkung nur zwischen den am Verfahren Beteiligten entfal-
tet, hat er über das konkrete Verwaltungsstreitverfahren hinaus prakti-
sche Bedeutung für andere staatliche Stellen, die mit gentechnischen 

4 Vgl. zutreffend auch Fluck, Grundrechtliche Schutzpflichten, S. 81 ff., 84 
mit Hinweis auf den Beschluß des Hess. VGH vom 6.11.1989 (Az.: 8 TII 685/ 
89). 

S So etwa Nicklisch, Rechtsfragen der modernen Bio- und Gentechnologie, 
S. 1; Weigel, Regelbedarf zur Risikoverwaltung, S. 401 ff.; Hofmann, Biotechnik, 
S. 253 ff.; Groth, Die gentechnische Herausforderung, S. 247 ff., 258; kritisch 
gegenüber einer unreflektierten Bejahung des Regelungsbedarfs im Bereich der 
Gentechnik insbesondere Lukes, Gentechnologie, S. 1221 ff., 1224. 

6 Vgl. hierzu auch Motor-Columbus / Booz, Allen & Hamilton, Biotechnologie, 
S. 13. 

7 Vgl. zu den Möglichkeiten anforderungsgerechter Regelungen für neue 
Technologiefelder auch Motor-Columbus / Booz, Allen & Hamilton, Biotechnolo-
gie, S. 4l. 

8 Beschluß des Hess. VGH vom 6.11.1989 - 8 TII 685/89, BB 1989, 
S. 2285 ff. = DVBI. 1990, S. 63 ff. = NVwZ 1990, S. 276 ff. = UPR 1990, 
S. 33 ff. 
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Genehmigungsverfahren befaßt sind. Betroffene Bereiche sind zunächst 
die drei weiteren, bereits begonnenen Genehmigungsverfahren der Beh-
ringwerke AG, Marburg, der Grünenthai GmbH, Stolberg, sowie der 
BASF AG, Ludwigshafen. Insbesondere für den hessischen Raum liegt 
es nahe, daß die Genehmigungsbehörden ihre Entscheidung bis zum 
Erlaß des Gentechnikgesetzes zurückstellen. Darüber hinaus können 
sich u.U. auch Auswirkungen des Beschlusses auf bestandskräftige Ge-
nehmigungen zum Betrieb gentechnischer Anlagen ergeben. So ist nicht 
auszuschließen, daß sich die zuständigen Behörden durch die Entschei-
dung veranlaßt sehen zu prüfen, ob gegen die Durchführung gentechni-
scher Vorhaben - auch soweit bestandskräftige Genehmigungen vorlie-
gen - einzuschreiten ist9• Neben der Anwendung der Gentechnik zu 
gewerblichen Zwecken könnte auch der Bereich der gentechnischen 
Forschung betroffen sein, fordert doch der Hess. VGH eine vom Ge-
setzgeber zu treffende Grundentscheidung für jegliche Nutzung der 
GentechniklO• Schließlich sind auch negative Folgewirkungen des Be-
schlusses auf die Vergabe von staatlichen Mitteln zur Forschungsförde-
rung im Bereich der Gentechnik möglich. 

Gegenstand der vorliegenden Untersuchung wird deshalb zunächst 
die Frage sein, ob es für die Genehmigung gentechnischer Vorhaben 
ohne ein Gentechnikgesetz tatsächlich an einer Rechtsgrundlage fehlt. 
Ausgehend von einer Standortbestimmung des zu regelnden Technikbe-
reichs nach seiner bisherigen historischen Entwicklung sowie den mit 
der Gentechnik verbundenen Chancen und Risiken werden die zur 
Regelung dieser Schlüsseltechnologiell einschlägigen Rechtsvorschriften 
nach ihrer jeweiligen Zwecksetzung und in ihrem gegenseitigen Zusam-
menwirken erörtert. Der Blick gilt dabei insbesondere den im gelten-
den technischen Sicherheitsrecht bislang vorhandenen speziellen Vor-
schriften zur Gentechnik, insbesondere den anlagen- und vorhabenbezo-
genen Regelungen. In diesem Zusammenhang widmet sich die Untersu-
chung der Frage, ob sich die Nutzung der Gentechnik ohne spezialge-
setzliche Regelung jenseits normativer Risikosteuerung vollzieht und 
inwieweit das geltende Recht eine in der Verantwortung der Verwal-

9 Vgl. zu den Auswirkungen des Beschlusses auch Bizer, VGH Kassel stoppt 
Gentechnik, S. 127 ff. 

10 Vgl. hierzu auch Ronellenfitsch, Stellungnahme; Frankfurter Rundschau 
vom 14.11.1989: "Forschungslabors von Gen-Urteil betroffen?" 

11 Vgl. nur Nicklisch, Rechtsfragen der modernen Bio- und Gentechnologie, 
S. 1, der die Bedeutung der Gentechnik neben der Kernenergie, der Mikroelek-
tronik und der Raumfahrt als eine der Basisinnovationen des 20. Jahrhunderts 
betont. 
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